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Endlich kommt Bewegung in die
starren Fronten zwischen Wehr-
pflicht-Befürwortern und Wehr-
pflicht-Gegnern: Verteidigungs-
minister zu Guttenberg will das
SPD-Modell eines freiwilligen
Wehrdienstes in seine Überle-

gungen zur Bundeswehr-Reform
einbeziehen. Dafür kann man ihn
nur loben, denn unser Modell ist
mehr als ein simpler Kompro-
miss: Es kann diejenigen, die an
der Wehrpflicht festhalten wol-
len, mit denen versöhnen, die die

Wehrpflicht als betrachten.
In unserer Gesellschaft bestand

lange Konsens, dass die allge-
meine Wehrpflicht die beste
Wehrform ist. Sie soll dafür sor-

gen, dass sich die soziale und
weltanschauliche Breite der Ge-
sellschaft in der Bundeswehr

spiegelt. Andererseits ist die

Wehrpflicht nicht irgendeine
selbstverständliche Bürger-
pflicht, sondern ein Zwangs-
dienst. Ihre Beibehaltung oder

Abschaffung muss sicherheits-

politisch begründet werden.
Dabei muss man offen sagen,
dass die allgemeine Wehrpflicht
die Realität der Bundeswehr in
entscheidenden Punkten nicht
mehr bestimmt. Für Auslands-
einsätze werden keine Grund-

wehrdienstleistenden herangezo-
gen. Nur wer sich freiwillig län-

ger verpflichtet, kann an Aus-
landsemsätzen teilnehmen. Ver-
gleichbares gilt für die Reservis-
ten. Für die neue Kernaufgabe
unserer Soldaten, zu Frieden und
Stabilität in Krisenregionen bei-
zutragen, gilt also die Erkenntnis:
Die Bundeswehr ist längst eine
Armee von Freiwilligen!
Das Modell der Sozialdemokra-
ten trägt dieser Realität Rech-

nung. Zum Dienst in den Streit-
kräften sollen künftig nur noch

diejenigen einberufen werden,
die sich zuvor dazu bereiterklärt
haben. Dazu wollen wir die At-
traktivität dieses freiwilligen
Wehrdienstes steigern, etwa
durch bessere Entlohnung, die

Anrechnung von Dienst- auf
Ausbildungszeiten und mehr
Fort- und Weiterbildung.
Entscheidungen zur Wehrpflicht
sind immer auch Entscheidungen
über den Zivildienst. Unser Mo-
dell bedeutet sein faktisches Aus,
denn ein ziviler Ersatzdienst wä-
re dann nicht mehr erforderlich.
Allerdings gibt es viele junge
Männer und Frauen, die sich frei-
willig engagieren wollen. Die
Nachfrage nach Plätzen für Ju-

gendfreiwilligendienste in allen
Bereichen- Soziales, Sport, Kul-
tur, Ökologie, Entwicklungszu-
sammenarbeit — ist höher als das

derzeitige Angebot.
Diese Bereitschaft zum Engage-
ment wollen wir unterstützen.

Allen Schulabgängern, die einen

Jugendfreiwilligendienst leisten

wollen, sollen Plätze angeboten
werden. Deshalb sollten die Mit-
tel, die durch den Wegfall des Zi-
vildienstes frei würden, gezielt in
den Ausbau der Freiwilligen-
dienste fließen.
Mit diesem Konzept ist allen be-
troffenen Gruppierungen besser

gedient als mit der weiteren Ver-
kürzung oder Abschaffung der
Wehrpflicht und den damit ver-
bundenen Konsequenzen für den
Zivildienst. Auch die Vorteile für
die Streitkräfte liegen auf der
Hand: Das Problem der mangeln-
den Wehrgerechtigkeit wäre vom
Tisch. Die Bundeswehr würde
neben Spezialisten und Profis
auch kluge Soldaten für die

Mannschaftsdienstgrade bekom-
men, die sich dem Prinzip der In-
neren Führung verpflichtet füh-
len. Wir hoffen, dass sich die Re-
gierung jetzt mit der Opposition
an einen Tisch setzt und wir die-
ses Modell mit breiter politischer
und gesellschaftlicher Unterstüt-

zung umsetzen können.
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